
 

 

Rechnungsanschrift 

Kreis Segeberg 

Zentrale Geschäftsbuchhaltung 

Hamburger Straße 30 

23795 Bad Segeberg 

Bankverbindungen 

Sparkasse Südholstein | IBAN: DE95 2305 1030 0000 0006 12 | BIC: NOLADE21SHO 

Postbank AG | IBAN: DE17 2001 0020 0017 3632 03 | BIC: PBNKDEFFXXX 

Allgemeine Öffnungszeiten 

Aus aktuellem Anlass finden keine Sprechzeiten statt. 

Nur bei wichtigen Gründen, erhalten 

Bürger*innen im Einzelfall einen vorher abgestimmten 

Termin. 

Allgemeinverfügung 

des Kreises Segeberg  

zur Beschränkung von Kontakten im öffentlichen Raum bei Überschreitung 

der 7-Tage-Inzidenz von 70 Neuinfektionen je 100.000 Einwohnern 

 
Gemäß § 28a Absatz 1, § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 30 Absatz 1 

Satz 2 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) in Verbindung mit § 106 Absatz 2 Allgemeines 

Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwaltungsgesetz – 
LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen: 
 

 
1. In Angeboten der Kindertagesbetreuung (Elementar, Krippe, Hort und Kinderta-

gespflege) sollen alle erwachsenen Personen – und somit auch die pädagogi-

schen Fachkräfte – eine Mund-Nasen-Bedeckung tragen, § 2a Absatz 1 der 

Corona-BekämpfungsVO gilt entsprechend. Dabei können die pädagogischen 

Fachkräfte in der Betreuung der Kinder mit Blick auf das Kindeswohl situations-

abhängig, z. B. zur gezielten Sprachförderung oder beim Streitschlichten und 

Trösten der Kinder, vorübergehend auf das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 

verzichten. 

 

Herrn 

Max Mustermann 

Musterstraße 1 

12345 Musterstadt 

Musterland 

Kreis Segeberg ∙ Postfach 13 22 ∙ 23792 Bad Segeberg 

Kreis Segeberg | Der Landrat 

  
 
Jan Peter Schröder 
Landrat 
Haus Segeberg, Zimmer-Nr. Büro L 

Hamburger Str. 25 
23795 Bad Segeberg 
 
Tel. +494551/951-9200 
Fax +494551/951-99206 
E-Mail 
landrat@segeberg.de 
 
Aktenzeichen: 
53.30-514-33 
(bitte stets angeben) 
 
Bad Segeberg, den 10.01.2021 
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2. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten sofort bei einer Überschrei-
tung einer 7-Tage-Inzidenz von 70 Neuinfektionen je 100.000 Einwohnern und 

wird aufgehoben, soweit der Schwellenwert von 70 Neuinfektionen je 100.000 
Einwohnern an fünf aufeinander folgenden Tagen unterschritten wird. 

 
3. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 11.01.2021 00:00 Uhr bis einschließ-

lich Montag 15.03.2021 24:00 Uhr. Eine Verlängerung oder ein vorzeitiger 
Widerruf sind in Abhängigkeit zum Infektionsgeschehen möglich.  
 

4. Zuwiderhandlungen sind nach § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG bußgeldbewehrt. 

 

5. Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG 

sofort vollziehbar. 

 

 

 

Begründung 

Rechtsgrundlagen für die getroffene Maßnahme sind § 28a Absatz 1, § 28 Absatz 1 

Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 30 Absatz 1 Satz 2 lfSG. Danach trifft die zustän-

dige Behörde in dem Fall, dass Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsver-

dächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder es sich ergibt, dass ein Verstor-

bener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, die notwendigen Schutz-

maßnahmen, insbesondere die in den § 28a Absatz 1 und in den §§ 29 bis 31 IfSG 

genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer  

Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, 

an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlas-

sen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter be-

stimmten Bedingungen zu betreten. Nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zu-

ständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen be-

schränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 IfSG genannte Gemein-

schaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. Eine notwendige Schutzmaßnahme 

im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 IfSG zur Verhinderung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) kann gemäß § 28a Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 

IfSG insbesondere die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 

(Maskenpflicht) sein. 

Die sehr weite Eingriffsermächtigung des § 28 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 28a lfSG be-

schränkt sich nicht allein auf Maßnahmen gegenüber Kranken, Krankheitsverdächti-
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gen, Ansteckungsverdächtigen oder Ausscheidern, sondern wie sich aus der Entste-

hungsgeschichte der Norm ergibt, dürfen auch „Nichtstörer", d.h. Personen bei de-

nen noch nicht einmal ein Ansteckungsverdacht besteht, in Anspruch genommen 

werden. 

Bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der verfügten Beschränkung ist der im allge-

meinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an die 

Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schadens umso geringere Anforderungen zu 

stellen sind, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden 

ist. Dafür sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefahren-

abwehr zu ermöglichen (§ 1 Absatz 1, § 28 Absatz 1 lfSG) sowie der Umstand, dass 

die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswirkungen 

auf die Gesundheit der Menschen unterschiedlich sind. Angesichts dessen ist ein am 

Gefährdungsgrad der jeweiligen Krankheit orientierter flexibler Maßstab heranzuzie-

hen. Nach der Einschätzung des vom Gesetzgeber in § 4 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 

2 Nr. 1 lfSG hierzu vorrangig berufenen Robert-Koch Institutes wird die Gefährdung 

der Gesundheit der Bevölkerung derzeit als insgesamt hoch, für Risikogruppen als 

sehr hoch eingeschätzt. Es handelt sich danach nicht um eine mit einer Grippeepide-

mie vergleichbaren Situation, sondern es liegt eine sehr dynamische und ernst zu 

nehmende Lage vor. 

Vor dem Hintergrund der aktuell weiterhin sehr hohen Fallzahlen der Infektionen mit 

dem neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2) im gesamten Bundesgebiet, Land 

Schleswig-Holstein sowie der weiterhin hohen Anzahl der Infektionen im Kreis Sege-

berg müssen unverzüglich wirksame Maßnahmen zur Verzögerung der Ausbrei-

tungsdynamik und zur Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. Effek-

tive Maßnahmen sind dazu dringend notwendig, um im Interesse des Gesundheits-

schutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung der wesentlichen Funktionen des Ge-

sundheitssystems sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet des Krei-

ses Segeberg sicherzustellen. Die großflächige Unterbrechung, Eindämmung bzw. 

Verzögerung der Ausbreitung des neuen Erregers stellt das einzig wirksame Vorge-

hen dar, um diese Ziele zu erreichen.  
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Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf dem Runderlass des Er-

lassen von Allgemeinverfügungen über Ergänzende Maßnahmen bei Über-

schreitung der 7-Tage-Inzidenz von 70 Neuinfektionen je 100.000 Einwoh-

nern vom 08.01.2021. 

Für Kreise und kreisfreie Städte, bei denen eine Inzidenz von 70 Neuinfektionen je 

100.000 Einwohnern innerhalb von sieben Tagen überschritten wird, sind erweiterte 

Kontaktbeschränkungen notwendig, um die Ausbreitung der Pandemie einzuschrän-

ken. Dies ist derzeit im Kreis Segeberg der Fall, so dass die Maßnahmen zu treffen 

waren, um eine weitere Ausbreitung der Infektionen zu reduzieren.  

 

Somit stellen die Anordnungen nach § 28 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 28a Absatz 1 Nr. 

2 lfSG, eine notwendige Schutzmaßnahme zum Schutze der Allgemeinheit, vor einer 

weiteren unkontrollierbaren Weiterverbreitung der Infektionen mit dem SARS-CoV-

2-Virus in der Bevölkerung, dar und dienen einem möglichst weitgehenden Gesund-

heitsschutz. 

 

Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 11.01.2021 00.00 Uhr bis einschließlich 

Montag 15.03.2021 24.00 Uhr. Eine Verlängerung oder ein vorzeitiger Widerruf 

sind in Abhängigkeit zum Infektionsgeschehen möglich. 

Die Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 i.V.m.  

§ 28a Absatz 1 mit § 16 IfSG. Zuwiderhandlungen sind daher bußgeldbewehrt nach 

§ 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG. 

Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen haben keine aufschiebende 

Wirkung. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer öffentli-
chen Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei dem Kreis 

Segeberg - Der Landrat - Hamburger Str. 30, 23795 Bad Segeberg, einzulegen. 
Widerspruch und Klage gegen diese Allgemeinverfügung haben gemäß § 28 Absatz 

3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG keine aufschiebende Wirkung. Daher muss 
auch bei Einlegung eines Rechtbehelfs, den Anordnungen Folge geleistet werden. 
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Auf Antrag kann das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht, Brockdorff-Rant-
zau-Straße 13, 24837 Schleswig, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs ganz 

oder teilweise anordnen.  
 

Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung kann während der Dienstzeiten beim 
Kreis Segeberg, Hamburger Straße 30, 23795 Bad Segeberg eingesehen werden. 

Bad Segeberg, den 10.01.2021 

 

 

 

Landrat 

Jan Peter Schröder 

 


